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3. Instanz

Datum -

Auf die Beschwerde des KlÃ¤gers wird der Beschluss des Sozialgerichts MÃ¼nchen
vom 13.09.2001 abgeÃ¤ndert. Der Gegenstandswert fÃ¼r das zugrunde liegende
Verfahren wird auf EURO 75.154,79 festgesetzt. Im Ã¼brigen wird die Beschwerde
zurÃ¼ckgewiesen.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten um die Festsetzung des Gegenstandswertes fÃ¼r ein
Verfahren Ã¼ber die Frage, ob die dem KlÃ¤ger als Mund-, Kiefer- und
Gesichtschirurgen (MKG-Chirurgen) erteilte vertragszahnÃ¤rztliche Zulassung mit
einer auflÃ¶senden Bedingung versehen werden durfte; der Beklagte wollte die
Zulassung als Vertragszahnarzt mit der Bedingung verknÃ¼pfen, dass diese ende,
wenn die vertragsÃ¤rztliche Zulassung erteilt wÃ¼rde. Mit Urteil vom 24.06.1997
hatte das Sozialgericht NÃ¼rnberg die beanstandete Nebenbestimmung
aufgehoben. Das Bayerische Landessozialgericht hatte auf die Berufungen des
Beklagten â�� des Berufungsausschusses â�� und der Beigeladenen zu 1) â�� der
KZVB â�� das Ersturteil bestÃ¤tigt; auch die Revision zum Bundessozialgericht blieb
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ohne Erfolg.

Am 28.03.2000 stellte der KlÃ¤ger den Antrag, den Gegenstandswert auf
wenigstens DM 250.000,00 festzusetzen; unter dem Datum vom 29.06.2000
erweiterte er diesen Antrag um die Anregung, den Gegenstandswert mit wenigstens
DM 500.000,00 festzusetzen. Das Durchschnittseinkommen von MKG-Chirurgen aus
vertragsÃ¤rztlicher TÃ¤tigkeit habe im Jahre 1996 bei DM 241.418,00 gelegen â��
so ein Schreiben der KZVB vom 21.06.2000 â�� ; der rechnerische
Durchschnittsumsatz habe fÃ¼r die im Rechtsstreit maÃ�geblichen vier Jahre bei
DM 211.077,00 gelegen; ziehe man den Ã¼blichen Kostenanteil von 50 % ab,
verbleibe ein Jahresnettogewinn von DM 105.538,50; abgerundet auf DM
105.000,00 und bezogen auf die Ã¼blichen fÃ¼nf Jahre fÃ¼r die Bemessung des
Gegenstandswertes errechne sich folglich der geltend gemachte Wert von DM
500.000,00.

DemgegenÃ¼ber wies der Beklagte darauf hin, dass die MÃ¶glichkeit einer
Gewinnoptimierung im Einzelfall von der Struktur der Praxis und dem Arbeitseinsatz
des Praxisinhabers abhinge; ob eine Doppelzulassung zu zusÃ¤tzlichen Einnahmen
fÃ¼hre, lasse sich allgemein aufgrund von Durchschnittswerten nicht feststellen;
Grundlage einer solchen Feststellung kÃ¶nnten nur die vom KlÃ¤ger
nachgewiesenen GKV-Einnahmen sein; das zusÃ¤tzlich erzielbare Nettoeinkommen
kÃ¶nne zudem nur individuell bestimmt werden; es sei mit einem Betrag zwischen
10 % und 20 % des Nettogewinns anzunehmen.

Mit Beschluss vom 13.09.2001 setzte das Sozialgericht den Gegenstandswert auf
DM 45.275,00 fest. MaÃ�gebend sei das wirtschaftliche Interesse an der erstrebten
gerichtlichen Entscheidung; dieses kÃ¶nne beim Vorhandensein von ausreichenden
Anhaltspunkten fÃ¼r eine SchÃ¤tzung nach billigem Ermessen festgestellt werden
(Â§ 8 Abs. 2 Satz 2 BRAGO). Im vorliegenden Falle sei zwar ein betrÃ¤chtliches
wirtschaftliches Interesse gegeben, jedoch keines, welches sich ausreichend exakt
beziffern lasse. Nach den Erhebungen der KZVB ergebe sich fÃ¼r die Jahre von
1996 bis 1999 insgesamt ein durchschnittlicher Gesamtumsatz von DM 783.924,00,
weshalb in dieser Zeit ein Jahresumsatz von DM 195.981,00 realistisch erscheine.
Gehe man davon aus, dass eine zusÃ¤tzliche vertragsÃ¤rztliche Zulassung fÃ¼r
einen MKG-Chirurgen den Umsatz im Rahmen der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit um
ca. 15 % erhÃ¶he, so belaufe sich der zusÃ¤tzliche Umsatz pro Jahr gerundet auf
DM 29.398,00; ziehe man von diesem Betrag einen Anteil von geschÃ¤tzten 69,2 %
fÃ¼r Kosten ab, so verbleibe ein jÃ¤hrlicher Gewinn von DM 9.055,00, was fÃ¼r
den hier zur Wertberechnung maÃ�gebenden FÃ¼nfjahreszeitraum einen
Gegenstandswert von DM 45.275,00 ergebe.

Hiergegen richtet sich die Beschwerde der Klagepartei, der das Erstgericht nicht
abgeholfen hat. Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers vor,
die vom Erstgericht zugrunde gelegten Werte aus den Erhebungen der KZVB seien
hier nicht maÃ�gebend, weil sie auf den Zahlen fÃ¼r die AllgemeinzahnÃ¤rzte
beruhten, wohingegen es hier ausschlieÃ�lich auf die spezielle Gruppe der doppelt
zugelassenen MKG-Chirurgen ankomme; auÃ�erdem habe das Erstgericht
Ã¼bersehen, dass die von ihm wiedergegebenen Werte bereits den jÃ¤hrlichen
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Ã�berschuss und nicht den jÃ¤hrlichen Umsatz wiedergÃ¤ben. Infolgedessen
hÃ¤tten von dem ErhÃ¶hungsbetrag von 15 % nicht auch noch Kosten abgezogen
werden dÃ¼rfen. AuÃ�erdem habe das Erstgericht zu Unrecht die Ã�berlegungen
des Bayerischen Landessozialgerichts in dem Beschluss Ã¼ber eine
Gegenstandswertfestsetzung in einem gleich gelagerten Verfahren auÃ�er Acht
gelassen (Beschluss vom 31.03.1999; L 12 KA 516/97). In diesem Beschluss sei im
wesentlichen ausgefÃ¼hrt, Ziel der gegen die auflÃ¶sende Bedingung erhobenen
Teilanfechtungsklage sei die Aufhebung der Bedingung gewesen; dabei habe das
wirtschaftliche Interesse jedoch nicht in der BefÃ¼rchtung bestehen kÃ¶nnen, dass
die EinkÃ¼nfte aus der vertragszahnÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit verloren gehen
wÃ¼rden, was im Falle der Bestandskraft des angefochtenen Bescheides
eingetreten wÃ¤re. Denn sofern im Falle der Bestandskraft des umstrittenen
Bescheides die auflÃ¶sende Bedingung verwirklicht worden wÃ¤re, hÃ¤tte der
KlÃ¤ger des dortigen Verfahrens den Verlust seiner EinkÃ¼nfte aus
vertragszahnÃ¤rztlicher TÃ¤tigkeit wohl zum groÃ�en Teil mit EinkÃ¼nften aus
vertragsÃ¤rztlicher TÃ¤tigkeit kompensieren kÃ¶nnen. Mit der Anullierung der
auflÃ¶senden Bedingung habe sich der KlÃ¤ger des dortigen Verfahrens vielmehr
die MÃ¶glichkeit offen halten wollen, sowohl als Vertragszahnarzt als auch als
Vertragsarzt â�� nÃ¤mlich im Rahmen seiner TÃ¤tigkeit als MKG-Chirurg â�� tÃ¤tig
sein zu dÃ¼rfen; sein Interesse in diesem Verfahren richte sich daher auf die
zusÃ¤tzlichen Einnahmen in HÃ¶he von etwa 15 % seines bislang erzielten Gewinns,
die er bei einer Doppelzulassung wÃ¼rde erzielen kÃ¶nnen.

II.

Die zulÃ¤ssige Beschwerde ist teilweise begrÃ¼ndet. Der angefochtene Beschluss
ist dahin zu korrigieren, dass der Gegenstandswert ohne â�� erneute â��
Absetzung eines Betrages fÃ¼r Praxiskosten zu ermitteln ist. Dies fÃ¼hrt zu einem
Betrag in HÃ¶he von DM 146.990,00 fÃ¼r den Gegenstandswert, was einem Betrag
von Euro 75.154,79 (146.990,00: 1,95583) entspricht.

In den Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit aufgrund der
Beziehungen zwischen Ã�rzten, ZahnÃ¤rzten und Krankenkassen werden die
GebÃ¼hren der RechtsanwÃ¤lte nach dem Gegenstandswert berechnet (Â§ 116
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BRAGO i.V.m. Â§ 51 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 a.F. SGG). Weil fÃ¼r das
Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit vom Streitwert oder
Gegenstandswert abhÃ¤ngige GerichtsgebÃ¼hren nicht vorgesehen sind (Â§Â§ 183,
184 SGG), ist die von Â§ 8 Abs. 2 Satz 1 BRAGO in der fÃ¼r diesen Fall
maÃ�gebenden Fassung vorgeschriebene Anwendung der Vorschriften der KostO
hier nicht maÃ�gebend; vielmehr ist hier der Gegenstandswert gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs.
2 Satz 2 a.F. BRAGO nach billigem Ermessen und unter Beachtung der
wirtschaftlichen Interessen der Klagepartei an der gerichtlichen Entscheidung
festzusetzen; in Ermangelung genÃ¼gender tatsÃ¤chlicher Anhaltspunkte fÃ¼r
eine SchÃ¤tzung und bei nicht vermÃ¶gensrechtlichen GegenstÃ¤nden ist der
Gegenstandswert gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 2 Satz 2 a.F. BRAGO auf DM 8.000,00, jedoch
nach Lage des Falles auch niedriger oder hÃ¶her, allerdings nicht Ã¼ber eine
Million Deutsche Mark anzunehmen. Im vorliegenden Falle ist auf der Grundlage der
von der KZVB ermittelten Zahlen jedenfalls ausreichendes Material vorhanden, um
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gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 2 Satz 2 a.F. BRAGO nach billigem Ermessen zur Festsetzung
eines Gegenstandswertes zu gelangen. Denn wie das Erstgericht zutreffend
ausgefÃ¼hrt hat, kann von durchschnittlichen jÃ¤hrlichen Einnahmen von DM
195.981,00 ausgegangen werden; davon ist fÃ¼r die Gegenstandswertfestsetzung
als mÃ¶glicher zusÃ¤tzlicher Umsatz infolge der Erweiterung der Zulassung ein
Betrag von 15 % anzunehmen; da es sich im vorliegenden Fall um eine bereits
bestehende Arztpraxis gehandelt hat, ist ein Wert fÃ¼r einen Zeitraum von fÃ¼nf
Jahren zugrunde zu legen (vgl. die stÃ¤ndige Rechtsprechung des Bayerischen
Landessozialgerichts, z.B. Beschluss vom 03.08.1995 â�� L 12 Ka 62/93), dies ergibt
den hier angenommenen Gegenstandwert.

Der Senat hat anders als das Erstgericht davon abgesehen, fÃ¼r die Ermittlung des
Gegenstandswertes von diesem zusÃ¤tzlichen Umsatz einen Abzug fÃ¼r
Praxiskosten vorzunehmen. Denn da es sich bei diesem Betrag lediglich um eine
Steigerung von Einnahmen im Rahmen einer bereits bestehenden Praxis handelt,
erscheint dem Senat die Annahme einer im gleichen VerhÃ¤ltnis stattfindenden
Steigerung der Kosten als unangemessen.

Gegen diese Entscheidung gibt es kein Rechtsmittel.

Erstellt am: 23.08.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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